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Errichtung und Betrieb von 1 WKA Windpark Arneburg-Ost (Repowering)
Antragsteller: JUWI GmbH
hier: Beteiligung des ALFF Altmark als Träger öffentlicher Belange

Anlagen:		keine
			Antragsunterlagen/Unterlagen Planfeststellungsverfahren zurück			Vermessungsunterlagen

Stellungnahme des Amtes für Landwirtschaft, Flurneuordnung und Forsten Altmark (ALFF Altmark) 


Die geplante Windenergieanlage (WEA) befindet sich laut Ergänzung des Regionalen Entwicklungsplans Altmark (REP Altmark 2005) um den sachlichen Teilplan „Wind“ ca. 400 m außerhalb des Vorranggebiets für die Nutzung der Windenergie mit der Wirkung von Eignungsgebieten (Vorranggebiet Wind) Nr. XVIII Arneburg, Sanne. Ca. 100 m nördlich befindet sich die zum Repowering vorgesehene WEA.

Entsprechend vorliegender Unterlagen wird ca. 0,53 ha landwirtschaftliche Nutzfläche mit überwiegend mittlerer Ertragsfähigkeit (Ackerzahlen 38 bis 56 Bodenpunkte) für Fundament, Zuwegung und Kranstellplatz in Anspruch genommen. Durch den Rückbau der zum Repowering vorgesehenen Anlage werden 0,14 ha Fläche entsiegelt und zurückgebaut.

Als Kompensation der Eingriffe in Natur und Landschaft sind u. a. eine Streuobstwiese und eine Feldhecke geplant.

Der landwirtschaftliche Belang ist durch Flächenentzug, Flächenzerschneidung und Bewirtschaftungserschwernisse betroffen. 

Aus landwirtschaftlicher und agrarstruktureller Sicht bestehen gegen die Errichtung und den Betrieb der o.g. WEA keine Bedenken. 

Folgende Nebenbestimmungen und Hinweise sind in den Genehmigungsbescheid aufzunehmen:

Nebenbestimmungen:

· Beeinträchtigungen der landwirtschaftlichen Nutzflächen durch Bodenaushub oder Lagerplätze sind auf ein Mindestmaß zu beschränken und mit den Bewirtschaftern abzustimmen (§ 15 Landwirtschaftsgesetz Sachsen-Anhalt - LwG LSA). 
· Bei Schachtarbeiten muss auf die Trennung von Mutter- und Unterboden geachtet werden. Verursachte Bodenverdichtungen sind zu beseitigen. (§ 202 Baugesetzbuch - BauGB in Verb. mit § 15 LwG LSA, § 7 in Verb. mit § 17 Bundesbodenschutzgesetz - BBodSchG). 
· Werden durch die Baumaßnahmen (Errichtung der WEA und Zuwegungen, Verlegung von Erdkabel) Abflussgräben oder Drainagen zerstört, sind diese auf Kosten der Betreiber wieder herzustellen und so dafür Sorge zu tragen, dass eine durch sein Vorhaben verursachte Vernässung der anliegenden Flächen ausgeschlossen wird. (§ 7 in Verb. mit § 17 BBodSchG, § 15 LwG LSA, § 14 Meliorationsanlagengesetz - MelAnlG).
· Der Rückbau des Fundaments der neu geplanten WEA nach Ende der Nutzungsdauer ist so zu planen, dass der ehemalige Fundamentstandort wieder in die landwirtschaftliche Nutzung integriert werden können. Dabei ist ein ausreichender Bodenhorizont für die landwirtschaftliche Bodenbearbeitung, die auch zukünftig notwendig werdende Tiefenlockerungen der Ackerflächen einschließt, zu sichern. Das Entstehen von schädlichen Bodenveränderungen durch Staunässe (Behinderung der Wasserversickerung durch Restfundamente) und durch Trockenschäden (Wasserbindung an die Restfundamente) ist durch die entsprechende Planung der Tiefe des Rückbaus auszuschließen. Die Qualität des aufzubringenden Mutterbodens ist der Bodenqualität der anliegenden Flächen anzupassen. (§ 35 Abs. 5 BauGB und § 202 BauGB in Verb. mit § 15 LwG LSA, § 7 in Verb. mit § 17 BBodSchG).
· Der Rückbau der nicht mehr benötigten Zuwegung nach Ende der Nutzungsdauer der WEA ist ebenfalls so durchzuführen, dass die Flächen wieder in die landwirtschaftliche Nutzung integriert werden können. Aufgebrachtes Schottermaterial ist vollständig zu entfernen, Bodenverdichtungen sind zu beseitigen. Die Qualität des aufzubringenden Mutterbodens ist der Bodenqualität der anliegenden Flächen anzupassen. (§ 35 Abs. 5 BauGB  und § 202 BauGB in Verb. mit § 15 LwG LSA, § 7 in Verb. mit § 17 BBodSchG).

Begründung:
· Nach § 15 LwG LSA darf landwirtschaftlich genutzter Boden nur in begründeten Ausnahmefällen der Nutzung entzogen oder in der landwirtschaftlichen Nutzung beschränkt werden. 
· Für die Landwirtschaft geeignete und von der Landwirtschaft genutzte Böden sind zu erhalten (LEP 2010 LSA, Grundsatz 115).
· Die Landwirtschaft ist für Sachsen-Anhalt ein wichtiger Wirtschaftsfaktor und sichert Arbeitsplätze im Ländlichen Raum. Der Boden ist das wichtigste Produktionsmittel der Landwirtschaftsbetriebe. 
· Nur wenn ausreichend Boden zur landwirtschaftlichen Nutzung zur Verfügung steht, kann die Landwirtschaft ihre vielfältigen multifunktionalen Aufgaben erfüllen und die wirtschaftliche Stabilität der Betriebe gewährleistet werden (LEP 2010 LSA). 
· Gemäß § 7 BBodSchG ist der Grundstückseigentümer, der Inhaber der tatsächlichen Gewalt über ein Grundstück und derjenige, der Verrichtungen auf einem Grundstück durchführt oder durchführen lässt, die zur Veränderungen der Bodenbeschaffenheit führen können, verpflichtet, Vorsorge gegen das Entstehen schädlicher Bodenveränderungen zu treffen, die durch ihre Nutzung auf dem Grundstück oder in dessen Einwirkbereich hervorgerufen werden können. 

Hinweise zum Flächenentzug der Landwirtschaftsflächen durch die Errichtung der WEA:

· Die überplanten Landwirtschaftsflächen werden zurzeit von landwirtschaftlichen Unternehmen bewirtschaftet. Der Zeitpunkt des Flächenentzuges ist mit den Bewirtschaftern der Flächen frühzeitig abzustimmen, um Sanktionen in der Agrarförderung für die Landwirte zu vermeiden. 
· Wird durch den Flächenentzug in landwirtschaftliche Nutzungsrechte (Pachtrechte) eingegriffen, entstehen Ausgleichs- und Entschädigungsansprüche.



Hinweise zu den geplanten Kompensationsmaßnahmen:

· Bei der Durchführung der Pflanzmaßnahmen ist sparsam mit landwirtschaftlicher Nutzfläche umzugehen (§15 LwG LSA).
· Ist es vorgesehen, dass der Bewirtschafter des Feldblocks die Feldhecke zukünftig als Landschaftselement im Rahmen der Betriebsprämienregelung beantragt, sind die Vorgaben der Agrarzahlungen-Verpflichtungsverordnung zu beachten (u. a. Größe, mögliche Durchfahrten, CC-Verpflichtungen). 
· Durch das Verbot der Doppelförderung kann für Streuobstwiesen, die im Rahmen von Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen angelegt worden sind, aufgrund der dadurch fehlenden Freiwilligkeit, die Fördermöglichkeit für verschiedene Agrarumwelt- und Klimamaßnahmen (AUKM) entfallen.
· Weitere Hinweise hinsichtlich der Vorgaben der Agrarzahlungen-Verpflichtungsverordnung und AUKM erhalten die betreffenden Landwirte bei ihren zuständigen Sachbearbeitern im ALFF Altmark.

Im oben genannten Vorhaben sind keine Belange der Flurneuordnung betroffen. Es wird lediglich der Hinweis darauf gegeben, dass das Vorhaben nahe der östlichen Verfahrensgrenze zur K 1036 des aktuell laufenden Verfahrensgebietes BOV Hassel, Verf.-Nr. SDL 4/0371/04, angrenzt.

Die öffentliche Bekanntmachung des Beschlusses ist vom 08.12.2014. Die Genehmigung des Wege- und Gewässerplanes mit landschaftspflegerischem Begleitplan nach § 41 FlurbG erfolgte am 18.10.2017. Mit der Ausführungsanordnung vom 16.11.2023 wurde als Zeitpunkt des Eintritts des neuen Rechtszustandes und damit der rechtlichen Wirkung des Bodenordnungsplanes und des Nachtrages 1 der 20.12.2023 festgesetzt.

Im Auftrag




Krumsieg
image1.png




image10.png




